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n Unter dem Titel »Dresden–Paris 
und zurück« nahm der Vorsitzende 
des Deutschen Freidenkerverbands, 
Klaus Hartmann, in Heft 1/2015 der 
Mitgliederzeitschrift Freidenker-
Brief Stellung zu den Attentaten in 
Paris und einigen Reaktionen:
Der kaltblütige Mord in Paris hat welt-
weit Trauer ausgelöst. Die Geschwin-
digkeit allerdings, mit der Politik 
und Medien bereits die Motive der 
Mörder kennen, bevor sie die Mörder 
kennen, geschweige denn Ermittlun-
gen begonnen hätten, muss sehr ver-
wundern. Die schnelle Deutung und 
Schuldzuweisung könnte auf hellsehe-
rischen Fähigkeiten beruhen oder ei-
nem schon existierenden »Drehbuch«. 
Nach der fixen Schuldzuweisung an 
Muslime und den Islam verblüfft als 
nächstes, dass dieselben Politiker und 
Medien davor warnen, das Pariser At-
tentat könnte Wasser auf die Mühlen 
von »Ausländerfeinden« und jenen 
sein, die gegen »Islamisierung« de-
monstrieren. Also der Geschichte erst 
selbst diesen Dreh geben, dann davor 
warnen? (…)

Albrecht Müller von den Nach-
denkseiten weist auf das unaufgeklärte 
Oktoberfestattentat in München und 
jenes in Bologna 1980 hin und zitiert 

Wikipedia: »Die Strategie der Span-
nung (italienisch strategia della tensio-
ne) ist ein 1990 in Italien bekanntge-
wordener Begriff für eine Reihe unter 
›falscher Flagge‹ inszenierter terrori-
stischer Aktivitäten von italienischen 
Geheimdiensten, Rechtsextremisten, 
der NATO-CIA-Geheimorganisation 
Gladio und der Geheimloge Propagan-
da Due (P2). (…)«

Beim Stichwort »falsche Flagge« 
erinnert ein Vorfall unwillkürlich an 
die Vorgänge um den 9/11 in New 
York – ein »vergessener«, »gefunde-
ner« Personalausweis, mit dem ein 
Täter gewissenhaft zu Massenmord 
gereist sein soll. Und wundersamer-
weise sollen sich die Attentäter als 
Al-Qaida bezeichnet haben! Ob sie 
den Ursprung des Namens kannten, 
jener Datei/Datenbank der CIA, in 
der die Namen angeworbener Kolla-
borateure in Afghanistan gesammelt 
wurden?

Vor allem muss immer wieder auf 
die Ursachen der Entwicklung ein-
schließlich solcher Attentate hinge-
wiesen werden: Zunächst in Afghani-
stan, dann in Bosnien und im Kosovo 
wurden islamistische Terroristen von 
den USA im Verbund mit Saudi-Ara-
bien und Golfmonarchien rekrutiert, 

bewaffnet, trainiert und zur Zerstö-
rung von Staaten eingesetzt. Mit dem 
11. September, dem Einfall in Afghani-
stan und dem zweiten Irak-Krieg wur-
de die »islamische Gefahr« kreiert als 
Dauerkriegspropaganda für die Hei-
matfront. (…)

Und wenn die Saat der über zehn 
Jahre andauernden Antiislamhetze 
aufgeht, und sich in Pegida und ähn-
lichen Protesten entlädt, sind die glei-
chen Politiker und Medien schnell bei 
der Hand, diese Demonstranten als 
Deppen und als Nazis zu beschimpfen. 
Dabei handelt es sich um Betrogene, 
betrogen von den gleichen, die sie jetzt 
verächtlich machen, Betrogene, die 
den Betrug nicht durchschauen und so 
das Geschäft der Betrüger betreiben. 
Sie glauben, für ihre Interessen zu de-
monstrieren, und werden doch nur am 
Nasenring durch die Manege geführt. 
Die passende Abkürzung müsste ei-
gentlich Vluswf lauten – »Verarschen 
lassen und sich wohlfühlen«.

Kritik an den Pegida-Demonstran-
ten ist wohlfeil. Aber eine Kritik, die 
diese Zusammenhänge nicht offenlegt 
und thematisiert, ist keine Aufklärung 
und kein Antifaschismus, sondern 
spielt im herrschenden Betrugssystem 
mit.

n Abgeschrieben

Ihre Gruppe fordert die Auf-
arbeitung der Berufsverbote 
in Baden-Württemberg, die 

im Rahmen des sogenannten 
Radikalenerlasses von 1972 ver-
hängt wurden. Sie haben dafür 
eine Kampagne gestartet. Was 
erwarten Sie?

Wir erwarten, dass die grün-rote 
Mehrheit in Baden-Württemberg 
dieses elende Kapitel abschließt. 
Hunderte wurden damals als Verfas-
sungsfeinde diffamiert und hatten vie-
le Jahre große berufliche Nachteile. 
Für dieses Unrecht müssen sich die 
Verantwortlichen bei uns Betroffenen 
entschuldigen und uns politisch reha-
bilitieren. Für jene, die in materielle 
Not geraten waren, verlangen wir eine 
Entschädigung. Zudem wollen wir, 
dass der Verfassungsschutz aufgelöst 
wird. Er spielte eine zentrale Rolle 
dabei.

Was haben Sie bisher unternom-
men?

Vor gut zwei Jahren baten wir die 
Landesregierung schon einmal um 
Aufarbeitung. Wir hatten gewisse 
Hoffnungen in die neue Landesregie-
rung aus SPD und Grünen gesetzt. 
Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann war damals selbst betroffen. 
Aber wir wurden enttäuscht. Von fünf 
Schreiben hat Kretschmann nur eins 
beantwortet. Sinngemäß teilte er mit, 
aufgrund fehlender Akten sei es nicht 
möglich, die Fälle aufzuarbeiten. Auf 
unser Angebot, ihm Unterlagen von 
Betroffenen zur Verfügung zu stellen, 
reagierte er nicht mehr. Ende 2014 
berichtete die Stuttgarter Zeitung 
zudem, dass im Hauptarchiv 2.000 
Akten zum Thema »politische Betä-
tigung von Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes« gelagert seien. Eine 

davon betreffe Kretschmann selbst. 
Jetzt wollen wir Druck machen. Nach 
Konferenzen, Aktionen, Petitionen 
und einem offenen Brief haben wir 
rund 200 Betroffene dazu aufgeru-
fen, Abgeordnete zu Stellungnahmen 
zu veranlassen. Die Berufsverbote 
dürfen nicht länger totgeschwiegen 
werden.

Sie verweisen auf »Rückenwind 
aus Hannover«. Was ist in Nie-
dersachsen passiert?

Dort haben Betroffene die Abgeord-
neten so lange immer wieder ange-
sprochen, bis der Landtag vor etwa 
einem Jahr einen Ausschuss einge-
setzt hat.

In Ihrem Brief machen Sie 
deutlich, dass an der Praxis der 
Berufsverbote in Teilen bis heute 
festgehalten wird. Inwiefern?

Der alte Radikalenerlass von 1972 ist 
zwar außer Kraft. In den 90er Jahren 
wurde zudem die Regelanfrage abge-
schafft. Mit dieser wurde über Bewer-
ber und Angehörige des öffentlichen 
Dienstes Auskunft beim Verfassungs-
schutz eingeholt. Lagen Erkenntnis-
se etwa über eine Mitgliedschaft bei 

einer linken Organisation vor, wur-
den die Leute regelrechten Verhören 
unterzogen, gegebenenfalls nicht 
eingestellt oder entlassen. Was in 
Baden-Württemberg fortbesteht, sind 
»Belehrungen und Erklärungen«, die 
allen Bewerbern unter Berufung auf 
einen Beschluss der Landesregierung 
von 1973 vorgelegt werden. Dazu 
kommen Richtlinien im Beamten-
recht, die dem Verfassungsschutz die 
Deutungshoheit überlassen, was Be-
amte politisch zu denken haben. Ak-
tuell plant das Innenministerium, Po-
lizeibewerbern eine »beispielhafte« 
Liste von Organisationen vorzulegen, 
die als verfassungsfeindlich gelten.

Gibt es jüngere Beispiele für po-
litische Berufsverbote?

Der zuletzt bekanntgewordene Fall 
in Baden-Württemberg ist Michael 
Czaszóczy. Er bewarb sich 2004 als 
Realschullehrer. Der Verfassungs-
schutz wurde eingeschaltet, weil er 
in der Roten Hilfe und einer anderen 
antifaschistischen Organisation aktiv 
war. Er wurde abgelehnt, klagte aber 
dagegen. Das Land musste ihn drei 
Jahre später einstellen und entschä-
digen. Seitdem wird er offenbar ver-
schärft überwacht.

Was ist Ihnen besonders wichtig?
Das Thema »Berufsverbote« muss in 
der Öffentlichkeit bleiben und Ge-
sinnungsschnüffelei endlich aufhö-
ren. Wenn jemandem Straftaten oder 
tatsächliche Aktivitäten gegen das 
Grundgesetz nachgewiesen werden, 
beispielsweise in einer neofaschisti-
schen Gruppe, kann man im Einzel-
fall reagieren. Als Betroffenen geht 
es uns vor allem um politische Reha-
bilitation. Wir würden gerne etwas er-
reichen, bevor es für viele zu spät ist.
 Interview: Susan Bonath 

»Die Gesinnungsschnüffelei 
muss endlich aufhören«

Der Euro schmiert ab, 
die deutsche Wirtschaft 
boomt. Ein Widerspruch? 

Keineswegs. Trotz einer womöglich 
bevorstehenden neuen Flutwelle 
von Notenbankgeld und einer Welt-
lage, die von unerklärten Kriegen 
verschiedenster Art geprägt ist, 
wächst die größte Volkswirtschaft 
der Europäischen Union um 
1,5 Prozent. Das ist viel mit Blick 
auf die sich mühsam über Wasser 
haltenden Mitglieder der Brüsseler 
»Solidargemeinschaft«. Mickerig 
sieht es aus, nimmt man China als 
Maßstab, und es ist auch eher we-
nig gegenüber den ausgewiesenen 
Zahlen für die USA. Allerdings 
spielen die beiden letztgenannten 
Staaten in einer höheren Liga, aber, 
nimmt man pessimistische Progno-
sen her, auch nicht mehr lange.

Krieg wird nicht nur in Syrien, 
dem Irak, in Nigeria und Kamerun, 
dem Sudan, Libyen, Pakistan, Af-
ghanistan, verschiedenen Teilen In-
diens oder der Ostukraine geführt. 
Neben den permanenten »Frie-
densmissionen« der NATO, dem 
»War on Terror« der USA sowie 
einiger EU-Länder und zahlreichen 
sonstigen »analogen« Konflikten 
beschert uns die moderne Zeit nicht 
nur das neue Schlachtfeld Internet, 
sondern auch den »Klassiker« 
Wirtschaft.

Exemplarisch ist das zu besich-
tigen am Ölpreisverfall und den 
rasant zunehmenden Finanzpro-
blemen Moskaus. Saudi-Arabien 
will offenbar seine Marktanteile 
nicht an die US-Frackingbranche 
verlieren und fördert trotz eines 
Überangebots an Öl mit aller Kraft. 
Der Preisverfall lässt immer mehr 

Konkurrenten aufgeben – und trifft 
scheinbar nebenbei vor allem die 
ungeliebte Konkurrenz aus Russ-
land, Venezuela oder Iran.

Deutschland ist trotz Einbindung 
in die NATO und deren ökonomi-
schen Russlandfeldzug einer der 
größten Profiteure des Chaos. Ein 
schwacher Euro verbilligt Aus- und 
verteuert Einfuhren. Dem »Export-
Europameister« spielt dies in die 
Karten. Während wirtschaftlich 
schwächere Staaten daraus kaum 
Nutzen ziehen, wirken der billige 
Euro und das preiswerte Öl wie ein 
scheinbar kostenloses Konjunktur-
programm. Kurzfristig jedenfalls.

Auf längere Sicht bleibt abzu-
warten, wie der Geldpoker ausgeht, 
wenn die Europäische Zentralbank 
Staatsschulden aufkauft. Den USA 
hat diese Version des Prinzips »lin-
ke Tasche, rechte Tasche« nicht au-
genfällig geschadet. Das hängt aber 
weniger mit der tollen Wirkung 
von Gelddruckorgien zusammen, 
sondern eher mit der Tatsache, dass 
Washington die Weltleitwährung 
emittiert und damit die Folgen 
global sozialisieren kann. In Japan 
hat es nicht funktioniert. Weshalb 
das in der Euro-Zone anders sein 
soll, erschließt sich nicht. Doch das 
scheint momentan egal zu sein.

Das tolle Wachstum hier wird 
erst einmal gefeiert. Später darf 
dann überlegt werden, was aus 
dem Schuldenschnitt für Griechen-
land wird, wie die Ukraine über 
Wasser zu halten ist, Italien seine 
tatsächlichen Verbindlichkeiten 
benennt oder Rückschläge der 
Bankensysteme in Portugal, Spani-
en oder Zypern vermieden werden 
können.

Profiteure des Chaos
n Schwacher Euro, starke BRD-Wirtschaft

V-Leute
n Nichtstuer des Tages 

Die V-Leute des Bundesnach-
richtendienstes (BND) und 
des Verfassungsschutzes 

(BfV) sitzen sich derzeit Däumchen 
drehend die Hintern breit. Sie kom-
men einfach nicht zum Zuge. Ihre 
Profession, die Unterwanderung von 
Organisationen, muss pausieren. 
Dahinter verbirgt sich nicht etwa die 
Einsicht, dass staatlich angeordnete 
Kriminalität vielleicht doch keine so 
gute Idee ist. Oder die, dass V-Leute 
dem geheimdienstlichen Ansehen 
bisher mehr Schaden als Nutzen 
brachten. Nein, die Faulenzerei wur-
zelt im Schiss der obersten Chefs 
dieser Behörden, für die Fehltritte 
ihres Fußvolks in Haftung genom-
men zu werden. Gerhard Schindler 
(BND) und Hans-Georg Maaßen 
(BfV) möchten für den Einsatz der 
V-Leute nicht vom Generalbun-

desanwalt belangt werden und ver-
ordneten ihnen einen zeitweiligen 
Boxenstopp. Momentan machten 
sich die Verantwortlichen bis hinauf 
in die Spitze der Geheimdienste 
offenbar strafbar, etwa wegen der 
Unterstützung terroristischer oder 
krimineller Vereinigungen, schrieb 
Georg Mascolo in der gestrigen 
Ausgabe der Süddeutschen Zeitung.

Das hat zur Folge, dass etwa rech-
te Kameradschaften derzeit wohl 
weniger mit staatlichen Aufwieglern 
und Finanzierungshilfen aus Steu-
ergeldern rechnen können. Auch die 
Hilfskonvois von Islamisten nach 
Syrien sind momentan frei von V-
Leuten, die deutschen Landsleute in 
Lagern des »Islamischen Staates« 
ohne Kontakt zu Behörden. Doch 
eine gesetzliche Regelung zum 
Einsatz von V-Leuten wird nicht 
lange auf sich warten lassen – da 
sind sich Innenminister Thomas de 
Maizière und sein Justizkollege Hei-
ko Maas ausnahmsweise mal einig. 
Die Frage ist nur, welche Straftaten 
für die Spitzel künftig ohne Folgen 
bleiben. Es sollen wohl auch keine 
Schwerverbrecher mehr eingestellt 
werden, die Bezahlung weniger 
üppig ausfallen. Ist das in Sack und 
Tüten, kann das Schnüffeln fröhlich 
weitergehen.  (mme)

Klaus Fischer

Klaus Lipps ist Sprecher der Initiativ-
gruppe »40 Jahre Radikalenerlass« 
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Betroffene fordern Aufarbeitung der Berufsverbote im Zuge des 
Radikalenerlasses von 1972. Ein Gespräch mit Klaus Lipps
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